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Freitag, 17. Juli 2020

«Was ist das für ein schwacher
EU-Ratspräsident», schrieb Kurt
Deketelaere, Generalsekretär der
«Liga Europäischer Forschungs-
universitäten»,kürzlich aufTwit-
ter. Er ärgerte sich über den Vor-
schlag von EU-Ratspräsident
Charles Michel zum siebenjähri-
gen Finanzrahmen (2021–2027).

Dieser sieht fürs neue EU-For-
schungsprogramm«Horizon Eu-
rope» 89,4 Milliarden Euro vor.
Das ist eine Kürzung von fünf
Milliarden gegenüber dem Vor-
schlag der EU-Kommission. Das
EU-Parlament hatte gar 120Mil-
liarden vorgeschlagen. Die EU-
Chefs diskutieren ab heute über

den EU-Finanzrahmen und den
Wiederaufbaufonds.Aus Schwei-
zer Sicht interessieren vor allem
die Budgets zu den Forschungs-
und Bildungsprogrammen «Ho-
rizon Europe» und Erasmus+.

Bern beteiligt sich am aktuel-
len, knapp 77-Milliarden-Euro
schweren Forschungsprogramm
Horizon 2020 – vor allem imBe-
reich Spitzenforschung ist sie
sehr erfolgreich.Auch amNach-
folgeprogramm «Horizon Eu-
rope» möchte sie teilnehmen.

Rotstift angesetzt
Wie die klaren Worte aus For-
scherkreisen zeigen, ist der Ver-

teilkampf um EU-Gelder dieses
Mal besonders hart: Nicht nur
fehltwegen des Brexit derNetto-
zahler Grossbritannien, auch hat
die Corona-Pandemie Löcher in
die Staatskassen geschlagen.

Auch beim neuen EU-Bil-
dungsprogrammErasmus+ setz-
te Michel den Rotstift an:
Während die EU-Kommission
24,6 Milliarden Euro vorschlug,
kürzte er auf 21,2Milliarden.Das
EU-Parlament hatte rund 41Mil-
liarden vorgeschlagen, da das
Erasmus+-Programm neue Auf-
gaben übernehmen soll – etwa
die Initiative «Europäische
Hochschulen», die aktuell als Pi-

lotprojekt läuft und demVerneh-
men nach sehr erfolgreich ist.

Kritik an Parmelin
Laut Staatssekretariat für Bil-
dung, Forschung und Innovation
haben Schweizer Universitäten
grosses Interesse andieserHoch-
schulinitiative. Anders als bei
Horizon ist die Schweiz aktuell
aber nicht mehr an Erasmus as-
soziiert. Die Teilnahme steht auf
wackligen Füssen, solange das
Rahmenabkommen mit der EU
nicht abgeschlossen ist. Mittler-
weile haben lediglich einige tech-
nische Gesprächen zu Erasmus+
stattgefunden.DerBundesrat hat

dem Parlament aber noch keine
Vorlage zurErneuerungvonEras-
mus vorgelegt.

Innenpolitisch sorgt dieses
Vorgehen fürÄrger. Insbesonde-
re dieAussenpolitische Kommis-
sion des Nationalrates (APK) ist
aufgebracht,wie aus einemBrief
an den Bundesrat hervorgeht.
Gegenüber dem «Blick»,welcher
das Schreiben publik machte,
betonte APK-Präsidentin Tiana
Angelina Moser, dass man für
2021 eigentlich schon zu spät sei:
«Bundesrat GuyParmelin hat of-
fensichtlich wenig Herzblut für
das Programm, sonst würde er
vorwärtsmachen.» (sda/gr)

Schweiz fürchtet umGeld und Anschluss bei EU-Bildungsprogrammen
Budgetkürzungen Brüssel diskutiert heute über den Finanzrahmen für Horizon und Erasmus+.

Der CO2-Ausstoss aus dem Ver-
kehr soll bis 2050 netto null be-
tragen, so die Vorgabe des Bun-
desrats. Eine neue Publikation
der liberalen Denkfabrik Avenir
Suisse lotetWege aus,wie dieses
anspruchsvolle Ziel erreichtwer-
den kann.

Gemeinsammit derEidgenös-
sische Materialprüfungs- und
Forschungsanstalt (Empa) hat
Avenir Suisse die technischen,
wirtschaftlichen und politischen
Massnahmen untersucht, die
notwendig sind, um die CO2-
Emissionen möglichst effizient
zu senken.Der 24-seitige Bericht
«NachhaltigeAntriebskonzepte:
MitVollgas Richtung netto null»,
der gestern vorgestellt wurde,
kommt zum Schluss, dass dabei
nicht alleine auf den Elektromo-
tor gesetzt werden sollte.

Denn nachhaltige Mobilität
hängt nicht nurvon derAntriebs-
technologie ab, sondern auch
von der ursprünglichen Energie-
quelle. Wichtig ist, dass neue
Energieträger einen sehr hohen
Anteil an erneuerbarer Energie
enthalten. Wird Strom aus der
Verbrennungvon Kohle oderGas
hergestellt, sind Elektromobile
kaum umweltfreundlicher als
solche, die mit fossilem Diesel,
Benzin oder Gas betrieben wer-
den, wie es in der Publikation
heisst. Und auch Fahrzeuge mit
Brennstoffzellen sind nur dann
klimaneutral, wenn derWasser-
stoff nachhaltig erzeugt wird.

Deutlich teurer
Avenir Suisse setzt daher auf
Technologieoffenheit. Es brau-
che neben Elektro- und Hybrid-
fahrzeugen auch Autos mit
Brennstoffzellen aber auch sol-
che mit Verbrennungsmotoren.
Denn selbst diese sind klimaneu-
tral, wenn sie mit synthetischen
Treibstoffen betrieben werden.

Allerdings sind synthetisches
Benzin, Diesel oder Gas in der
Herstellung noch deutlich teurer
als fossile Brennstoffe. Inklusive
Mineralölsteuer liegt der Preis
bei etwa 4.50 Franken pro Liter,
wie Peter Richner, Empa-Vizedi-
rektor, vor den Medien sagte.

Damit synthetischeTreibstof-
fe preislich attraktiv werden,
schlägt die Publikation zwei
Massnahmenvor: dieAnrechen-
barkeit der CO2-Minderung und
eine Umlage auf fossile Treib-
stoffe. Damit würden fossile
Treibstoffe teurer und syntheti-
sche billiger, sodass bis 2050 ein
Säulenpreis für 100 Prozent er-
neuerbare synthetische Treib-
stoffe von 2.40 Franken pro Li-
ter erreichbar wäre.

Fotovoltaik ausbauen
Global gesehen, stehe mehr als
genug erneuerbare Energie zur
Verfügung, schreibt Richner im
Bericht. In der Schweiz habe vor
allem die Fotovoltaik ein enor-
mes Potenzial. Mit der Nutzung
von 50 Prozent der geeigneten
Dachflächen könnte die gleiche
Menge Stromproduziertwerden
wie mit den Kernkraftwerken.
Ausserdemgebe es attraktive Lö-
sungen für die Integration von
Fotovoltaik in Fassaden.Mit dem
Überschuss von Strom im Som-
mer können dann etwaWasser-
stoff oder synthetische Kohlen-
wasserstoffe hergestelltwerden,
die sich gut lagern und vielseitig
verwenden lassen. (sda)

Avenir Suisse:
Elektromotor
allein genügt nicht
CO₂-Ausstoss Ein Bericht
der Denkfabrik zeigt, wie
die Vorgaben des Bundes
erreicht werden können.

Stephan Israel, Brüssel

Den Entscheid zum Daten-
schutzniveau in der Schweiz hat
die EU-Kommission im Juni
nicht ohne Grund verschoben.
Brüssel wollte vor dem Äquiva-
lenzbeschluss das Urteil des
Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) zur Datenschutzverein-
barung mit den USA abwarten.
Nun ist das Urteil der Richter in
Luxemburg zum sogenannten
Privacy Shield da, und es ist ein
Paukenschlag, mit Auswirkun-
gen auch für die Schweiz.

Die EU-Kommissionwird jetzt
die Gründe für die Niederlage vor
demEuGH studierenmüssen. Es
ist eine doppelte Schmach, denn
die Richter in Luxemburg kippen
nun zum zweitenMal eineÄqui-
valenzvereinbarung über den
Datenschutz mit den USA, weil
sie dort die Rechte der Europäer
nicht gewahrt sehen. Für die
Schweiz heisst das zuerst einmal,
dass eswohl mit demAngemes-
senheitsbeschluss aus Brüssel
länger dauern wird als geplant.

Schweiz ist spät dran
Das ist nicht unbedingt schlecht,
weil die Beratungen im Parla-
ment über das neue Daten-
schutzgesetz noch nicht abge-
schlossen sind und die Inkraft-
setzung möglicherweise noch
durch ein Referendum weiter
verzögert wird. Die Schweiz ist
hier beim autonomen Nachvoll-
zug ohnehin spät dran. Die EU
hat mit der neuen Datenschutz-
verordnung schon vor zwei Jah-
ren einen Standard gesetzt,wäh-
rend in der Schweiz noch immer
ein Gesetz aus demSteinzeitalter
des Internets gilt, vonAnfang der
90er-Jahre.

Die schlechte Nachricht ist al-
lerdings, dass die EU-Kommis-
sion nun genauer hinschauen
wird, ob der Schweizer Daten-
schutz wirklich dem Standard
der europäischen Datenschutz-
verordnung gerecht wird oder
nicht. Die Richter am EuGHma-
chen jedenfalls deutlich, dass sie
die Standards für EU-Bürger
auch ausserhalb der Union ge-
wahrt sehenwollen.Und hier gab
es schon im Vorfeld des Urteils
vomDonnerstagmit Blick auf die
Schweiz gewisseVorbehalte. Die

Schweiz bleibemit ihrem «Swiss
finish» beim automatischen
Nachvollzug hinter dem EU-
Datenschutzgesetz zurück,heisst
es in EU-Kreisen.

Auch Konzerne sind haftbar
Zum Beispiel mit Blick auf Un-
abhängigkeit und Machtbefug-
nisse des Datenschutzbeauftrag-
ten. In der Europäischen Union
können nationale Datenschutz-
behörden bei Verstössen selber
Sanktionenverhängen und nicht

nur Gerichte,wie in der Schweiz
vorgesehen. Die Behörden kön-
nen nicht nur Privatpersonen
oder Führungskräfte eines
Unternehmens, sondern auch
Konzerne haftbarmachen bezie-
hungsweise büssen. Die vorge-
sehenen Bussgelder sind in der
Schweiz zudemdeutlich beschei-
dener. Maximal möglich sind
250’000 Franken, während
Datenschutzbehörden in der EU
Strafgelder bis zu 20 Millionen
Euro oder vier Prozent deswelt-
weiten Umsatzes eines Unter-
nehmens verhängen können.

Auslöser für den Entscheid
des EuGH gegen die Daten-
schutzvereinbarungmit denUSA
ist eine Klage des österreichi-
schen JuristenMax Schrems, der
mit einer Beschwerde 2015 auch
schon «SafeHarbour» zu Fall ge-
bracht hat, eine frühere Grund-

lage für den transatlantischen
Datentransfer. DerDatenschutz-
aktivist hatte auch jetzt wieder
beanstandet, dass Facebook Ir-
land seine Daten an denMutter-
konzern in den USAweiterleitet.
Facebook sei aber in den Ver-
einigten Staaten dazu verpflich-
tet, US-Behörden wie der NSA
und dem FBI Daten vollumfäng-
lich zugänglich zumachen, ohne
dass Betroffene dagegen vorge-
hen könnten.

Zugriff der Geheimdienste
Anforderungen an den Daten-
schutz und derRechtsschutz sei-
en für betroffene Europäer nicht
gewährleistet, entschieden die
Richter am EuGH. Sie beanstan-
den unter anderem den automa-
tischen Zugriff der Sicherheits-
behörden auf denDatenfluss und
die mangelnde Unabhängigkeit

derOmbudsbehörde, die von den
USAnach der ersten Schlappevor
demEuGH als Zugeständnis ein-
gerichtet worden war.

Vera Jourova,Vizepräsidentin
der EU-Kommission, kündigte
an, imGesprächmit denUSAnun
rasch eine neue Grundlage für
den transatlantischen Daten-
transfer aushandeln zu wollen.
Bis es so weit ist, müssen Face-
book und andere soziale Netz-
werke auf die sogenannten Stan-
dardvertragsklauseln auswei-
chen, die aufwendiger und von
jedem Unternehmen separat
ausverhandelt werden müssen.
Die Schweiz hat es da einfacher.
Der bisherigeAngemessenheits-
beschluss, den die EU noch für
das alte Datenschutzgesetz ge-
währt hatte, gilt weiter. Zumin-
dest solange die EU-Kommission
dieseÄquivalenz nichtwiderruft.

EU-Urteil gefährdet Anerkennung
des Schweizer Datenschutzgesetzes
Vereinbarung mit den USA ungültig Der Europäische Gerichtshof annulliert die Datenschutzvereinbarung zwischen
der EU und den USA. Das dürfte die Hürde für eine Äquivalenzerklärung für die Schweiz erhöhen.

In der Schweiz
gilt noch immer
ein Gesetz aus
dem Steinzeitalter
des Internets.

Hürden für den transatlantischen Datentransfer: Das Rechenzentrum von Facebook in der schwedischen Stadt Luleå. Foto: David Levene (Eyevine/Laif)
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Am Nachmittag warnte das bel-
gische Aussenministerium auf
seiner Website noch vor Reisen
in das Tessin. Der Schweizer
Kanton figurierte auf einer Liste
in der orangen Kategorie der
Länder und Regionenmit beson-
deren Empfehlungen: Ferienrei-
senden wird dort nahegelegt,
nach der Rückkehr beim Haus-
arzt einen Corona-Test zu ma-
chen und je nach Ergebnis in
Quarantäne zu gehen.

Am frühen Abend dann Ent-
warnung: Man habe die belgi-
schen Behörden umgehend kon-
taktiert undmit Befriedigung de-
ren Entscheid zur Kenntnis
genommen, das Tessin wieder
von der orangen Liste zu strei-
chen, teilte die Pressestelle des
Aussendepartementes mit. In-
zwischen ist der Südkanton nicht
mehr amPranger des belgischen
Aussenministeriums, er ist von
der Liste verschwunden. ImTes-
sin war die Aufregung davor
gross gewesen. Erste Gäste aus
Belgien hätten ihre Buchungen
storniert, hiess es aus der Tou-
rismusbranche im Tessin.

Missverständnisse
Das belgische Aussenministe-
rium führt auf seiner Liste in der
orangen Kategorie Länder und
Regionen, in denen die Infek-
tionsrate doppelt so hoch istwie
in Belgien, wo sie derzeit bei
10 erfassten Fällen pro 100’000
Einwohner liegt. Es scheint also
nicht umNeuinfektionen zu ge-
hen, sondern eher um den
Durchseuchungsgrad respektive
die Zahl der Fälle seit Ausbruch
der Pandemie. Möglicherweise
hat man in Belgien den Südkan-
ton noch vom Anfang der Krise
her und wegen seiner Nachbar-
schaft zu Italien im Visier. Der
Kanton Tessin meldete in den
letzten Tagen jeweils zwischen
null und neun neue Corona-Fäl-
le. Seit Anfang Juniwaren es ins-
gesamt 75 neue Infektionen.

Das Tessin befand sich in der
orangen Kategorie in der Gesell-
schaft von Regionen wie Ober-
österreich, Teilen Südtirols, der

portugiesischenAlgarve oderKa-
talonien in Spanien. Wobei für
Rückkehrer aus diesen Regionen
Corona-Test undQuarantäne an-
ders als zum Teil gemeldet kei-
ne Pflicht sind, sondern nur eine
dringende Empfehlung. Hin-
gegen sind für einige Regionen
in Spanien, Portugal und Gross-
britannien Test und Selbstisola-
tion obligatorisch.

Die Liste mit den Ampelfar-
ben Grün für unbedenklich,
Orange für Vorsicht und Rot für
Gefahr gab zuletzt auch in Bel-
gien zu reden. So fragten sich Be-
obachter, wie die Behörden die
Einhaltung der Vorgaben über-
haupt kontrollieren könnten. Im
Fokus stand allerdings nicht das
Tessin, sondern das benachbar-
te Luxemburg, wohin viele Bel-
gier täglich als Grenzgänger zur
Arbeit pendeln. Luxemburg figu-
riert ebenfalls in der orangen Ka-
tegorie. Das sei ungerecht, pro-
testiert Premier Xavier Bettel.
Das Grossherzogtum werde da-
für bestraft, dass es gemäss den
Empfehlungen derWeltgesund-
heitsbehörde dabei sei, die ge-
samte Bevölkerung zu testen.
Wer viel teste, komme automa-
tisch auf hohe Zahlen bei den
Neuinfektionen.

Maskenpflicht für Lehrer
ImTessin verschärfen die Behör-
den dieMassnahmen.Ab nächs-
tem Montag gilt in Restaurants
und Bars Maskenpflicht für all
jeneMitarbeiter, diemit Kunden
in Kontakt kommen.Bislang gibt
es hier nur eine Empfehlung.
Das Tessin verhängt ausserdem
Maskenpflicht für Lehrer in ge-
meinsamgenutzten Räumen.Die
Erfahrung habe gezeigt, dass
Lehrpersonen eine Schlüsselrol-
le bei der Verbreitung des Coro-
navirus in Schulen zukomme. Im
Schulzimmerbleibt dasMasken-
tragen für Lehrkräfte hingegen
fakultativ. Das Schutzkonzept
für die Schulen gilt für das kom-
mende Schuljahr, das am 31.Au-
gust beginnt.

Stephan Israel, Brüssel

Belgien streicht das Tessin
von der orangen Liste
Corona-Warnung Brüssel reagiert nach
einer Intervention aus Bern.

Intensivstationen Während der
Covid-19-Pandemie sind die In-
tensivbetten in den Spitälern der
Schweiz maximal zu 98 Prozent
belegt gewesen. Das war am
10.April der Fall.Ammeisten Co-
ronavirus-Infizierte belegtenmit
56 Prozent am 5. April ein Bett
auf einer Intensivstation.

Das ermittelte die Schweize-
rische Gesellschaft für Intensiv-
medizin in den 82 von ihr an-
erkannten und zertifizierten In-
tensivstationen, wie sie gestern
mitteilte. Die Daten stammen
von Erwachsenen aus der Zeit
vom 30. März bis 16. Juni.

Die 56-prozentige Belegung
derBetten durch Covid-19-Kran-
ke war der bisherige Höchst-
stand. Das spiegelt sich auch in
den Fallzahlen, die Ende März
Höhepunkte erreichtenmit dem
Rekord von 1464 neu gemelde-
ten Infektionen am23.März. Ins-
gesamt waren damit am 5. April
aber nur 88 Prozent der Inten-
sivbetten belegt. Im Jahresdurch-
schnitt sind die Intensivstatio-
nen zu 75 Prozent belegt. (sda)

Spitäler an der
Belastungsgrenze

Swiss-Covid-App Beim Contact-
Tracing setzt der Bundesrat
unter anderem auf die Swiss-Co-
vid-App.Wiewirkungsvoll sie ist,
können die Zuständigen noch
nicht genau sagen. So ist etwa
unklar, wie viele Personen die
Warnung erhalten haben, dass
sie in Kontakt mit einer infizier-
ten Person waren.

DerGrund für die fehlende In-
formation ist, dass die Gewarn-
ten nichtwie gewünscht die Info-
line angerufen hatten, sondern
sich direkt testen liessen. Das
sagte Sang-Il Kim, Leiter Abtei-
lung Digitale Transformation im
Bundesamt für Gesundheit, ges-
tern an einem Mediengespräch.
Nur 12 Personen hätten bei der
Hotline angerufen, bei bisher
über 80 eingegebenen Codes von
Infizierten. Unklar ist auch, wie
viele Personen sich wegen einer
Warnung testen liessen.

Die Zahl der aktivenApp-Nut-
zer liegt aktuell bei 945’000Nut-
zenden,während dieApp eigent-
lich fast 1,85Millionen herunter-
geladen wurde. (sda)

Gewarnte gehen
nicht über Infoline

Fabian Fellmann

Mitten in der Sommerferienzeit
denkt Christoph Berger bereits
an die kalten Wintertage. Ende
November beginnen die Grippe-
viren ihre Schweizer Reise, die
der Präsident der Eidgenössi-
schen Kommission für Impf-
fragen in diesem Jahr besonders
genau verfolgen wird. Rund
200’000 Patienten pro Saison
suchen wegen Symptomen wie
Fieber, Husten und Glieder-
schmerzen eine Arztpraxis auf.

Das sind Krankheitsbilder, die
Covid-19 ähneln – weshalb sie
auch Berger schon jetzt etwas
Kopfschmerzen bereiten. «Wir
werden voll gefordert sein im
Winter. Wenn wir gleichzeitig
Covid-19 und eine Grippewelle
bewältigen müssen, wird unser
Gesundheitssystem stark bean-
sprucht», sagt der Infektiologe
am Kinderspital Zürich. Gemäss
dem Bund müssen sich pro Sai-
son mehrere Tausend Grippe-
kranke in Spitalpflege begeben,
mehrere Hundert sterben an
Grippefolgen.

Auch Angehörige von
Risikopersonen impfen
«Bei einer starken Grippewelle
mit gleichzeitiger Covid-19-Ak-
tivität kommt das Gesundheits-
system rasch an seine Grenzen,
was zu einemneuerlichen Lock-
down führenwürde», befürchtet
Berger. Klar sei: «Mit dem Start
der Saison EndeNovember brau-
chenwir nochmals eine deutlich
höhere Kapazität an Covid-19-
Tests, damit allemit Husten und
Fieber rasch getestet werden.
Sonst kommen wir nicht durch
den Winter, ohne überrollt zu
werden.»

Engpässe verhindern sollen
auch mehr Grippeimpfungen,
findet die Impfkommission, die
das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) berät. «Wir haben lange
über die richtige Strategie für die
diesjährige Grippeimpfung dis-
kutiert», sagt Berger. «Am
Schluss sindwir zurEmpfehlung
gelangt, dass sich Personen mit
einem erhöhten Komplikations-
risiko impfen lassen sollen so-
wie jene, die mit ihnen engen
Kontakt pflegen.»

DieserAnsicht ist das BAG ge-
folgt,wie es bestätigt. Damit geht
der Aufruf an über 65-Jährige,
schwangere Frauen, Frühgebo-
rene bis zwei Jahre und an Per-
sonen mit chronischen Erkran-
kungen sowie deren privates und
berufliches Umfeld. Das ist die-
selbe Empfehlung wie in den
Vorjahren – doch wird sie ange-
sichts von Covid-19 mit mehr
Nachdruck verbreitet. «Beson-
ders betonenwir die Bedeutung
der Impfung in diesem Jahr für
die Angehörigen von Risikoper-
sonen inklusive der Kinder und
für das Gesundheitspersonal»,
sagt Berger. Das sei besonders
wichtig, weil das Vakzin bei Ri-
sikopersonen nurbegrenztwirkt.
Bei Kontaktpersonen funktio-
niert es hingegen viel besser –
und die Gefahr einerWeiterver-
breitung der Viren sinkt.

Erwogen haben die Fachleu-
te Massnahmen, die viel weiter
gingen. «Wir haben auch disku-

tiert, ob wir alle Kinder impfen
sollen», sagt Berger.Dafürmüss-
ten aber deutlich mehr als
60 Prozent der Kinder mitma-
chen, was unter anderem «eine
unglaublich gute Kampagne» be-
dinge. Auch ist fraglich, ob die
Impfdosen reichen würden.

Mitte Juni hatte ein BAG-Ver-
treter in der NZZ das Ziel ausge-
geben, die Zahl auf rund 2,5Mil-
lionen zuverdoppeln. EinenMo-
nat später ist das noch nicht
gelungen. «Zurzeit gesichert ist
für die Schweiz eine ähnlich
hohe Anzahl Grippeimpfdosen
wie 2019, rund 1,2 Millionen»,
teilt das BAG mit. Um zusätzli-
che Dosen zu beschaffen, stehe
es mit Herstellern in Kontakt:
«Es handelt sich um laufende
Verhandlungen, weshalb noch

keine Detailsweitergegebenwer-
den.» Im Fall einer Knappheit
hätten jene Personen Priorität,
für die eine Empfehlung besteht.

Infektiologe Berger würde es
begrüssen,wennmehr Impfstoff
zur Verfügung stünde. Aber das
werde nicht einfach, die Nach-
frage sei hoch. Das zeigt eine
Meldung aus dem Gesundheits-
ministerium Österreichs vom
Donnerstag: Es stünden 40 Pro-
zent mehr Dosen zur Verfügung
als im Vorjahr, für Kinder seien
diese neu gratis.

Die Schweizer Fachleute ha-
ben auch eine Influenza-Impf-
pflicht fürs Gesundheitspersonal
diskutiert, sagt Berger. Davon
hätten sie Abstand genommen,
«weil wir darauf angewiesen
sind, dass das Personal aus freien
Stücken und mit Motivation bei
der Bewältigung von Covid-19
mitarbeitet». Nur 20 bis 30 Pro-
zent des Gesundheitspersonals
lassen sich die Spritze gegen die
Grippe geben – und über 90 Pro-
zent der Ärzte.

Nun soll ein neuer Appell zur
Immunisierung anregen. Bisher
war das Gesundheitspersonal
dazu angehalten, um andere
nicht anzustecken. Diese Gefahr
dürfte nun wegen der Covid-19-
Prävention ohnehin kleiner sein.
«Aber die Spitäler sind darauf

angewiesen, dass das Personal
selbst nicht an der Grippe er-
krankt und ausfällt», so Berger.

Pflegepersonal als
«Kanonenfutter behandelt»
Damit wird eine Erwartung des
Personals erfüllt. «Jetzt ist die
Botschaft ganzwichtig, dass der
Schutz der Pflegeangestellten im
Vordergrund steht», sagt Roswi-
tha Koch vom Schweizer Berufs-
verband der Pflegefachfrauen
und Pflegefachmänner SBK. «Es
wäre sicher hilfreich, wenn sich
möglichst viele impfen lassen.»
Nötig seien dafür Vertrauen in
den Staat und in dieArbeitgeber.

«In der Covid-19-Pandemie
hat das Vertrauen stark gelitten.
Das Gesundheitspersonal fühlt
sich teilweise als Kanonenfutter
behandelt», sagt die Vertreterin
des Berufsverbands. Vielerorts
habe Schutzmaterial gefehlt, nie
sei erhobenworden,wie viel Ge-
sundheitspersonal erkrankt oder
gar gestorben sei, nur in Einzel-
fällen seien Prämien geflossen.
«Dringend ist, dass bis imHerbst
genügend Schutzmaterial für das
Personal zurVerfügung steht für
die Wintersaison», sagt Koch.
«Das ist einwichtiges Signal vom
Staat und von denArbeitgebern,
dass sie das Personal wirksam
schützen wollen.»

Mehr Grippe-Impfungen sollen
zweiten Lockdown verhindern
Prävention gegen Covid-19 Impfzwang für das Gesundheitspersonal oder Impfkampagne
für Kinder könnten helfen: Doch der Bund hat Mühe, zusätzliche Dosen zu beschaffen.

«Mit dem Start
der Grippesaison
brauchenwir eine
deutlich höhere
Kapazität an
Covid-19-Tests.»

Christoph Berger
Infektiologe

Zum Beispiel über 65-Jährige: Wegen Covid-19 sollen sich in diesem Jahr möglichst viele Personen mit
Komplikationsrisiko gegen die saisonale Grippe impfen lassen. Foto: Maurice Haas (13 Photo)
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